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Angebiicher iiiegaier Export von Mykotoxinen aus der Bundesrepubiik Deutschiand 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 9. März 1 989 
- 4020 E - 121/87 im Namen der Bundesregierung die Kleine An- 
frage wie folgt beantwortet: 


1. In welchen Teilen waren die Angaben unzutreffend, die vom Bun- 
despresseamt in einer Pressemitteilung vom 19. Januar 1989 über die 
Verurteilung eines deutschen Staatsbürgers wegen der illegalen 
Lieferung von Mykotoxinen in den Irak gemacht wurden und auf 
deren Unrichtigkeit das Bundespresseamt mit Pressemitteilung vom 
20. Januar 1989 hinwies? 

2. Welcher tatsächliche Vorfall lag der in dieser Form unrichtigen 
Information durch den Bundesnachrichtendienst zugrunde? 

Der Pressemitteilung des Bundespresseamtes vom 19. Januar 
1989 über die Verurteilung eines deutschen Staatsangehörigen 
wegen illegaler Lieferung von Mykotoxinen in den Irak hegt 
folgender Sachverhalt zugrunde: 

Der Generalbundesanwalt hat gegen einen deutschen Staatsan- 
gehörigen ein Ermittlungsverfahren wegen Verdachts der ge- 
heimdienstlichen Agententätigkeit geführt, weil der Beschuldigte 
im Rahmen seiner legalen Geschäftsverbindungen mit dem Irak 
verschiedenthch auch Embargoware ohne Ausfuhrgenehmigung 
einem irakischen Geheimdienst auf konspirative Art und Weise 
geliefert und ihm auch verschiedene Informationen unter ande- 
rem über Geschäftsverbindungen deutscher Firmen mit anderen 
Staaten hat zukommen lassen. Das Verfahren ist vom General- 
bundesanwalt mit Verfügung vom 16. August 1988 wegen gerin- 
ger Schuld gegen Zahlung von 25 000 DM gemäß § 153 a Abs. 1 
StPO eingestellt worden. 

Der Beschuldigte hat in den Irak auch geringe Mengen von 
Mykotoxinen geliefert. Für das Verfahren wegen geheimdienst- 



Drucksache 11/4172 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


lieber Agententätigkeit war diese Lieferung ohne rechüiche Be- 
deutung. Die Ausfuhr von Mykotoxinen unterhegt im übrigen, 
jedenfalls in kleineren Mengen, nach einem vom Generalbundes- 
anwalt eingeholten Gutachten des Bundesamtes für Wirtschaft in 
Eschborn auch weder dem Kriegswaffenkontrollgesetz noch dem 
Außenwirtschaftsgesetz. 

Die oben genannte Pressemitteilung des Bundespresseamtes hat 
nach allem mit der Sach- und Rechtslage nicht übereingestimmt. 
Sie ist deshalb vom Bundespresseamt am 20. Januar 1989 wider- 
rufen worden. 


3. Sind der Bundesregierung in den vergangenen Jahren Fälle ille- 
galen oder zumindest möglicherweise gegen das B- Waffen- Verbot 
nach dem Genfer Abkommen von 1972 oder den WEU- Vertrag ver- 
stoßenden Exports biologischer Agenzien aus der Bundesrepubhk 
Deutschland bekanntgeworden? Welches waren die Empfängerlän- 
der, und wo wurden diese Agenzien produziert? 


Der Bundesregierung liegen insoweit Erkenntnisse nicht vor. Die 
in den Fragen 1 und 2 angesprochene Lieferung von Mykotoxinen 
war nicht illegal. 
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